
 

Vorlage an die Stadtverordnetenversammlung 

Vorlagennummer: STV/0727/2007 
Öffentlichkeitsstatus: öffentlich 
Datum: 15.01.2007 

 
Amt: Büro der Stadtverordnetenversammlung 
Aktenzeichen/Telefon: - Al -/1032 
Verfasser/-in: Dr. Wolfgang Deetjen 
 
Beratungsfolge Termin Zuständigkeit 
Magistrat  Zur Kenntnisnahme 
Ausschuss für Soziales, Familie, Jugend und Sport 24.01.2007 Vorberatung 
Stadtverordnetenversammlung 08.02.2007 Entscheidung 
 
 
Betreff: 
Internetinformationsangebot 
- Antrag der Fraktionen von CDU, Bündnis 90/Die Grünen vom 10.01.2007 - 
 
 
Antrag: 
Der Magistrat wird gebeten zu prüfen, wie und zu welchen Kosten ein umfassenderes 
und barrierefreies Internet-Informationsangebot für Menschen mit Behinderungen zur 
Verfügung gestellt werden kann. 
 
Begründung: 
Für Menschen mit Behinderungen bietet das Internet erweiterte Möglichkeiten, am Leben 
teilzuhaben und sich Informationen zu beschaffen. Sowohl wenig mobile als auch 
sehbehinderte Menschen, aber auch Menschen, die aufgrund von seelischen 
Behinderungen in Ihrer Kontaktaufnahme eingeschränkt sind, haben durch das Internet 
völlig neue Möglichkeiten erhalten. Statistisch gesehen sind Menschen mit Behinderungen 
überdurchschnittlich häufig im Internet. Es ist wenig bekannt, dass sich blinde und 
sehbehinderte Nutzer Webseiten per Software vorlesen oder in Braille-Schrift ausgeben 
lassen. Dem gilt es dadurch Rechnung zu tragen, dass entsprechende 
Informationsangebote für Menschen mit Behinderungen gut auffindbar und barrierefrei 
gestaltet präsentiert werden. Dies ist mit einem entsprechenden Informationsangebot 
möglich. Beispiel: http://barrierefrei-wiesbaden.de/  
 
Hier können behinderten Menschen quasi „aus einer Hand“ Informationen über alle 
Möglichkeiten geboten werden. Um ein möglichst umfassendes Angebot zu erstellen, 
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sollte die Zusammenarbeit mit den Gießener Hochschulen und den auf diesem Gebiet 
tätigen Verbänden gesucht werden. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Dr. Wolfgang Deetjen 
Fraktionsvorsitzender 
Bündnis 90/Die Grünen 
 




